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im zeitlichen Zusammenhang mit der Impfung, es wurde in teilweise 
reißerischem Stil von der Presse darüber berichtet. Hat sich denn 
wirklich niemand gesagt, dass es gar nicht verwunderlich ist, wenn es 
bei der Impfung von Risikogruppen zu Todesfällen kommt?
Dann – als die Zahl der Toten anstieg – änderte sich die Bericht-
erstattung. Jetzt wurde in Angst und Panik gemacht. „Geht alle zum 
Impfen!“ – aber der Impfstoff fehlte. Die Länder, aufgrund der Me-
dienberichte in Panik geraten, erhöhten ihre Bestellungen: 50 Milli-
onen Dosen sollten es sein. Dass GlaxoSmithKline so schnell gar 
nicht produzieren konnte, wurde der Öffentlichkeit verschwiegen.
Dann neue Berichte in den Medien: Das sei doch alles gar nicht so 
schlimm, nur gut für die Pharmaindustrie, die sich an der Schwei-
negrippe eine goldene Nase verdienen wolle.
Und die WHO konnte kein Ansteigen der Todesfälle und Erkran-
kungen vermelden, zumindest nicht bis Mitte Januar.
Auf jeden Fall scheint in Deutschland keiner mehr auf die Experten 
zu hören. Kaum jedoch erscheint die Warnung einer unbekannten 
Allgemeinmedizinerin aus dem Frankfurter Raum, wird diese per 
Email-Kette wie ein Lauffeuer verbreitet. Die jährlichen Todesfälle 
der „normalen“ saisonalen Influenza werden in der Presse nicht 
wahrgenommen, also auch nicht von der Bevölkerung. Keiner 
kennt diese sogenannten „Grippetoten“, da sie ja unter anderen 
 Diagnosen wie Pneumonie oder Myokarditis versterben. 

Editorial

Die Impfakzeptanz ging nach den ersten berichteten Todesfällen 
schlagartig zurück. Keiner wollte sich mehr impfen lassen. Ist es ein 
Verdienst der Gesundheitsminister, der Politiker, der Journalisten 
dass bis jetzt nichts Schlimmeres passiert ist? Mit Sicherheit nicht! 
Wir haben ganz einfach Glück gehabt. Das Virus ist nicht mutiert, 
wurde (noch?) nicht zum Killervirus. 
Was aber, wenn wir wirklich in die Katastrophe geraten? Wir ha-
ben eine Pandemie und keiner lässt sich impfen. In den vergange-
nen Wochen wurde unsere Bevölkerung desensibilisiert. Durch eine 
falsche Öffentlichkeitsarbeit, durch Medienberichte, durch Ärzte 
selbst. Ein Kollege sagte: „Das ist so, als wenn jemand monatelang 
,Feuer‘ ruft und keiner sieht einen Brand“. Und dann die Verteilung 
der Impfstoffe. Als Betriebsmediziner, der verschiedene Betriebe in 
unterschiedlichen Städten betreut, konnte man sich mit den ver-
schiedensten Gesundheitsämtern auseinandersetzen, als hätten 
man nichts Besseres zu tun und jedes dieser Ämter machte es 
 anders. Das war ein Lehrstück in Sachen Föderalismus. 
Die Verantwortlichen müssen sich umgehend neue Strategien über-
legen. Die WHO jedenfalls will die Kriterien für die Warnstufen 
überdenken.

Dr. med. Monika Stichert

Neuer Ansatz für die Arbeitszeitrichtlinie –  
branchenspezifische Lösung nicht ausgeschlossen 
Der designierte Kommissar für Be-
schäftigung, Soziales und Integration, 
László Andor, musste sich gestern in ei-
ner dreistündigen Anhörung den Fra-
gen der Abgeordneten des Europäischen 
Parlamentes stellen: Thematisiert wur-
den dabei die Mutterschutz-, die Ar-
beitnehmerentsende- sowie die Arbeits-
zeitrichtlinie. Vor allem Andors 
Meinung zur umstrittenen „Opt-Out-
Klausel“, zur Handhabung von freiwilli-
gen Überstunden sowie zu Änderungen 
der Richtlinie standen im Mittelpunkt 
des Interesses. 
Während der Ausführungen des aus 
 Ungarn stammenden Nachfolgers von 
Vladimír Špidla wurde deutlich, dass es 
aus Andors Sicht dringend einen neuen 
Lösungsansatz für die Arbeitszeitrichtli-
nie geben und dieser auch umgesetzt 
werden müsse. Dabei sei besonders die 
Berücksichtigung der europäischen So-
zialmodelle sowie des Subsidiaritätsprin-
zips notwendig. Die Ausgestaltung der 
„Opt-Out-Klausel“ betrachte er ferner 

Designierter Kommissar für Beschäftigung, Soziales und Integration, László Andor: 

als suboptimal. Ziel müsse es vielmehr 
sein, eine Lösung zu finden, die alle Mit-
gliedsstaaten gleichermaßen a nwenden 
können. Eine zeitliche  Staffelung sei 
 dabei jedoch nicht aus zuschließen.
Bezüglich freiwilliger Überstunden von 
Arbeitnehmern verdeutlichte Andor, 
dass derzeit noch keine genauen 
Schlussfolgerungen möglich seien, da 
erst eine Überprüfung dieser Problema-
tik abgewartet werden müsse. Doch 
müsse Arbeitnehmern, die freiwillige 
Überstunden wahrnehmen, bereits jetzt 
jeglicher Schutz der Gesundheit garan-
tiert werden. Auf explizierte Nachfrage, 
ob für den neuen Ansatz der Arbeits-
zeitrichtlinie getrennte Regelungen für 
den Gesundheitsbereich vorgesehen 
seien, erklärte Andor, dass für ihn auch 
ein branchenspezifischer Ansatz mög-
lich sei. Eine konkretere Antwort blieb 
jedoch aus.
Da es bei der Umsetzung der Arbeit-
nehmerentsenderichtlinie erhebliche 
Defizite gegeben habe, sei dort ebenfalls 

eine inhaltliche Überarbeitung drin-
gend notwendig, sagte Andor. Das Ziel, 
die Freizügigkeit von Arbeitnehmern 
zu fördern und zu verbessern, sei nicht 
erreicht worden. Zudem müsse der An-
satz der Mutterschutzrichtlinie über-
prüft werden. So werde die neue Ge-
sundheitskommission der Frage 
nachgehen, ob Väter künftig berück-
sichtigt werden sollten.
Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt An-
dors im Falle seiner Bestätigung durch 
das EU-Parlament wird darüber hinaus 
die Gesundheit und Sicherheit am Ar-
beitsplatz sein. So sollen das Rauchen 
am Arbeitsplatz und Schutz der Arbeit-
nehmer vor gefährlichen Stoffen oder 
Strahlungen thematisiert werden. Aller-
dings würden umfassende wissenschaft-
liche Forschungen und die daraus re-
sultierenden Ergebnisse und Fakten 
benötigt, um neue Aktionsprogramme 
und Maßnahmen im Bereich des Schut-
zes der Arbeitnehmer etablieren zu 
können. ■




